
BV 26.03.2026, Drucksache: 22-1903

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrtes Präsidium, 
liebe Kolleg*innen und liebe Gäste

Vielen Dank an die Grünen und die SPD für die Einbringung 
dieses Antrags.

Es ist wichtig und leider weiterhin notwendig, die Themen 
Sexismus und sexualisierte Gewalt kontinuierlich zu 
benennen, sichtbar zu machen und politisch zu adressieren. 

Im ersten Satz des Antrags fiel mir die Formulierung 
„Sexismus begegnet Menschen …“ auf. Diese Formulierung 
bleibt in ihrer Allgemeinheit zwar formal korrekt, greift 
jedoch in der Sache zu kurz. Empirisch ist hinreichend belegt, 
dass insbesondere Frauen in vielfältiger und oftmals 
intersektionaler Weise von Sexismus betroffen sind. Eine 
präzisere Benennung dieser Realität würde zur inhaltlichen 
Schärfung beitragen und die strukturelle Dimension klarer 
herausstellen.

Der Beitritt zum Bündnis gegen Sexismus ist grundsätzlich zu 
begrüßen. Er bietet Möglichkeiten zum fachlichen Austausch, 
die Nutzung bestehender Expertise sowie die Orientierung an 
bereits entwickelten Maßnahmen und Best-Practice-
Beispielen. 

Gleichzeitig allerdings ist ein solcher Beitritt zunächst eine 
rein symbolische Geste. Die Mitgliedschaft in Netzwerken 
oder Bündnissen ersetzt keine eigenständige strategische 
Verankerung des Themas auf kommunaler Ebene. Es besteht 
die Gefahr, dass ohne konkrete Umsetzungsschritte ein 
bloßes Lippenbekenntnis verbleibt.



Vor diesem Hintergrund erscheint uns die Entwicklung eines 
eigenen, verbindlichen Handlungskonzeptes für das 
Bezirksamt Eimsbüttel nicht nur wünschenswert, sondern 
überfällig. Dieses Handlungskonzept sollte zentrale Elemente 
umfassen: eine klare Positionierung der Verwaltung 
gegenüber jeglicher Form von Diskriminierung, die Definition 
verbindlicher Verfahrensweisen im Umgang mit Vorfällen 
sowie die Festlegung konkreter präventiver und 
intervenierender Maßnahmen.

Ein eindeutiges Bekenntnis der Verwaltung, für 
demokratische Grundwerte einzustehen, Diskriminierung 
nicht zu tolerieren, sondern aktiv zu unterbinden und 
gegebenenfalls zu sanktionieren, wäre ein wichtiger und 
notwendiger Schritt. 

Darüber hinaus kann ein transparentes und glaubwürdiges 
Handlungskonzept die Attraktivität der Hamburger 
Verwaltung als Arbeitgeberin steigern. In Zeiten 
zunehmenden Fachkräftemangels stellt dies einen nicht zu 
unterschätzenden Faktor dar.


